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Wolfgang Jüttner

Liebe Leserinnen und Leser,
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die anstehende Neuwahl des Bundes-
tages beansprucht gegenwärtig alle
Kräfte in der SPD. Aber wir sollten ein
zweites wichtiges Ziel nicht aus den
Augen verlieren: Christian Wulff und
seine Landesregierung müssen 2008
abgelöst werden!
Die Landtagsfraktion hat die Weichen
gestellt und die Mannschaft gewählt,
die in der zweiten zweite Hälfte der Le-
gislaturperiode für die Auseinanderset-
zung mit der unsozialen und rückwärts-
gewandten Politik von CDU und FDP in
Niedersachsen zuständig ist.
Ich freue mich auf meine neue Aufga-
be als Fraktionsvorsitzender. Ich bin si-
cher, dass die SPD-Landtagsfraktion
inhaltlich und personell gut aufgestellt
ist.
Die Zeiten sind für Sozialdemokra-
tinnen und Sozialdemokraten nicht ro-
sig. Umso geschlossener und entschie-
dener müssen wir kämpfen. Ich bitte
euch, uns dabei zu unterstützen – in
Vereinen und Verbänden, in der Schu-
le und am Arbeitsplatz. Und ich freue
mich über Kritik und Anregungen, wie
wir unsere Arbeit weiter verbessern
können.

Euer

Wolfgang Jüttner führt die SPD-Landtagsfraktion

»Ich setze auf Teamgeist. Deshalb ist es
auch kein Zufall, dass es jetzt drei stell-
vertretende Vorsitzende gibt, statt vorher
einen einzigen«, sagte Jüttner. Dr. Gabri-
ele Andretta (Göttingen, zugleich zustän-
dig für Wissenschaftspolitik), Karin Stief-
Kreihe (Meppen, Landwirtschaft) und Hei-
ner Bartling (Schaumburg, Innenpolitik)
werden ihn als stellvertretende Fraktions-
vorsitzende bei der Oppositionsarbeit im
Hannoveraner Leineschloss unterstützen.

Die Fraktion sei personell und inhaltlich
gut aufgestellt, so der neue »Chef« der 63
SPD-Abgeordneten. »Wir können 2008
Christian Wulff und seine schwarz-gelbe
Regierung ablösen. Aber allen muss klar
sein: Vor uns liegt noch ein hartes Stück
Arbeit.« Bildungs- und Sozialpolitik wür-
den auch in Zukunft wichtige Schwerpunk-

te der Fraktionsarbeit bleiben, so Jüttner.
»Wir werden aber Opposition mit Augen-
maß betreiben. Wir dürfen den Menschen
nichts versprechen, was wir in der Regie-
rung nicht halten können.« Jüttner beton-
te, der Landeshaushalt könne nicht aus-
schließlich über Kürzungen bei der Aus-
gabenseite saniert werden. »Wir brau-
chen einen handlungsfähigen Staat«, des-
halb sei der von den Unions-Ländern blo-
ckierte Subventionsabbau unverzichtbar.

Sigmar Gabriel wünschte seinem Nach-
folger alles Gute. »Ich bin sicher: Du wirst
ein hervorragender Fraktionsvorsitzender
sein«, sagte er unter dem Beifall der ste-
hend applaudierenden Abgeordneten. Er
scheide nicht ohne Wehmut aus dem Amt
des Fraktionsvorsitzenden, so Gabriel. Er
freue sich aber auch auf seine neue Auf-

Wolfgang Jüttner ist neuer Vorsitzender der SPD-Landtagsfraktion. Immer zur
Mitte einer Legislaturperiode wählt die Landtagsfraktion einen neuen Vorstand.
Weil der bisherige Fraktionsvorsitzende Sigmar Gabriel und der wirtschaftspo-
litische Sprecher Thomas Oppermann für den Bundestag kandidieren, wurden
bei der Wahl am 28. Juni personelle Veränderungen nötig.

Der neue Fraktionsvorstand (v.l.n.r): Heiner Bartling, Ulrich Biel, Ingrid Eckel, Dr.
Gabriele Andretta, Heike Bockmann, Wolfgang Jüttner, Hans-Dieter Haase, Dieter
Möhrmann, Uwe Schwarz, Karin Stief-Kreihe, Rosemarie Tinius, Günter Lenz. Vize-
präsidentin Silva Seeler fehlt.



 Die SPD-Fraktion im Niedersächsischen Landtag Ausgabe 6/2005online

Seite 2

Drei Mitglieder
der SPD-Landtagsfraktion

streben nach Berlin

Sigmar Gabriel kandidiert für den
Wahlkreis Salzgitter – Wolfenbüttel.
Thomas Oppermann tritt in Göttingen
an und Dieter Steinecke stellt sich im
Wahlkreis Mittelems zur Wahl

gabe. Er kündigte an, bei seiner voraus-
sichtlich letzten Landtagssitzung im Sep-
tember »ganz hinten links« Platz nehmen
zu wollen. »Auf diesem Platz habe ich vor
fast genau 15 Jahren meine Arbeit als
Landtagsabgeordneter begonnen.«

Im Fraktionsvorstand gibt es zwei neue
Gesichter: Die Realschullehrerin Ingrid
Eckel aus Wolfsburg übernimmt die wich-
tige Funktion der bildungspolitischen

Sprecherin. Günter Lenz, Betriebsratsvor-
sitzender bei VW-Nutzfahrzeuge in Han-
nover, wird als wirtschaftspolitischer Spre-
cher Gegenspieler von Minister Hirche.
Dieter Möhrmann wurde als Parlamenta-
rische Geschäftsführer ebenso im Amt
bestätigt wie Heike Bockmann für den Be-
reich Recht, Hans-Dieter Haase für Um-
welt, Uwe Schwarz für Soziales und Ro-
semarie Tinius für Bundes- und Europaan-
gelegenheiten.

Klaus-Peter Dehde,
atompolitischer Sprecher

Kein Ausstieg aus dem Atomausstieg
Laufzeitverlängerung von AKWs zerstört Arbeitsplätze und verhindert Investitionen

»Es ist nur im Interesse der vier großen marktbeherrschenden Unternehmen der
Strombranche, die Laufzeiten der Atomkraftwerke zu verlängern«, stellt Klaus-
Peter Dehde, atompolitischer Sprecher der SPD-Fraktion im Niedersächsischen
Landtag, fest. »Der Kraftwerkpark in Deutschland müsste eigentlich erneuert
werden. Zum einen, weil der Ausstieg aus der Atomkraft beschlossen wurde
und zum anderen, weil viele Kraftwerke veraltet und nicht mehr effizient genug
sind.«

Die Energiepolitik von CDU und FDP sehe
demgegenüber eine Laufzeitverlängerung
der bestehenden Atomkraftwerke von bis
zu 30 Jahren vor, merkt Dehde an. Die
Unternehmen selbst hätten vor dem Hin-
tergrund des Atomausstieges angekün-
digt, in den nächsten Jahren bis zu 10
Mrd. Euro in neue, nicht atomare Kraft-
werke zu investieren. »Diese Investitionen
sind wichtig für Deutschland, weil sie In-
novationen vorantreiben, Arbeitsplätze
schaffen und dem Klimaschutz dienen,«
so Dehde. Laufzeitverlängerungen der be-
stehdenden Atomkraftwerke wirken da
absolut kontraproduktiv.«

Es sei naiv von Angela Merkel zu glau-
ben, dass diese Unternehmen die Erspar-
nisse der verhinderten Investitionen in eine
Senkung der Energiepreise umsetzten. Ein

Blick in die Jahresabschlüsse von RWE
und e-on belege, dass sie seit fünf Jahren
satte Gewinne einnähmen, dafür jedoch
Zehntausende Menschen um ihre Arbeits-
plätze brächten. Im Jahr 2000 habe der
RWE-Konzern noch über 160.000 Mitar-
beiter gehabt, heute seien es nur noch
knapp 98.000. Bei e-on sei die Mitarbei-
terbilanz noch dramatischer: Im Jahr
2000 waren noch über 166.000 Mitar-
beiter im Unternehmen tätig, im Jahr
2004 waren es noch knapp 70.000.
Trotzdem seien die Strompreise in diesem
Zeitraum ständig gestiegen.

Die Erfolgsgeschichte der Erneuerbaren
Energien in Deutschland habe gezeigt,
dass hier die Zukunft der Energiepolitik
liege. Dehde wies außerdem darauf hin,
dass mittlerweile 130.000 neue Arbeits-

plätze im Bereich der Erneuerbaren Ener-
gien entstanden seien. Deutschland habe
bei der Windenergie eine Exportquote
von 51%, sei Weltmarktführer bei der So-
larenergie und habe enorme Potentiale
bei der Bioenergie. Nach Einschätzung
der Branche würden in den nächsten 15
Jahren mehr als 370.000 neue Jobs in
diesem Sektor geschaffen.

»Schwarz-Gelb will zurück zu einem tech-
nischen Auslaufmodell mit hohen Risi-
ken,« schließt Dehde. Außerdem solle der
ganze Atommüll auch noch in Nieder-
sachsen abgeladen werden – denn län-
gere Laufzeiten bedeuten noch mehr
hochradioaktiven Müll der sicher gelagert
werden muss. »Diese so genannte Ener-
giepolitik mit den Menschen vernichtet Zu-
kunftsperspektiven und vermehrt die Pro-
bleme der Endlagerung. Da machen wir
Sozialdemokraten nicht mit!«

Das »Niedersachsen-Netzwerk« – Die Landespolitik und
unser Service für die Arbeit vor Ort

Für interne Informationen hat die SPD-Landtagsfraktion das »Niedersachsen-Netz-
werk« aufgebaut. Registrierte Userinnen und User können sich auf der Internetseite
www.spd-landtag-nds.de mit ihrem Passwort Zugang zum Intranet verschaffen. Hier
sind zahlreiche exklusive Auskünfte über die Arbeit und Planungen, Strategie und
Hintergründe zu finden; es gibt Downloads für Flugblätter, einen Artikeldienst, Mus-
terpressemitteilungen, Tipps und Ratschläge für Kommunalpolitikerinnen und -politi-
ker etc.
Neue Zugangsberechtigungen für Multiplikatorinnen und Multiplikatoren können zeit-
nah über Thilo Scholz (thilo.scholz@lt.niedersachsen.de, Tel. 0511/3030–4038) un-
ter Angabe von Namen, E-Mail-Adresse, Telefonnummer und Wohnort vergeben wer-
den.
Die Internet-Ausgabe des onlineTiLs bietet über die kurzen Artikel hinaus weiterfüh-
rende Informationen an. Ein Besuch der Homepage lohnt sich deshalb immer.
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Dieter Möhrmann,
finanzpolitischer Sprecher

Will die CDU die Mehrwertsteuer erhöhen?
SPD fordert Wulff auf, endlich Farbe zu bekennen

»Wir brauchen einen Vertrag, in dem die Union eine Reihe von Dingen zusichert,
wie Steuerreform, Bürokratieabbau oder die Reform der sozialen Sicherungs-
systeme, in dem aber auch die Bevölkerung und vor allem die Wirtschaft Zusi-
cherungen trifft und sich moralisch daran gebunden fühlt«, sagte der nieder-
sächsische Ministerpräsident Christian Wulff am 07. Juni 2005 der Hannover-
schen Allgemeinen Zeitung.

Die SPD im Landtag hat die Landesregie-
rung daher gefragt, wie sie es denn halte
mit den Forderungen in der Union nach
Erhöhung der Mehrwertsteuer. Doch Die-
ter Möhrmann, der finanzpolitische Spre-
cher der Landtagsfraktion bekam die er-
wartete Antwort, nämlich keine. Herr
Wulff fordert einen Vertrag, weigert sich
aber, vor der Wahl den Menschen im Lan-
de zu sagen, wofür er steht.

In der Union scheint endlich die Einsicht
einzukehren, dass der von SPD seit Jah-
ren geforderte Abbau von überkommenen
Steuerprivilegien voran getrieben werden
muss. Im Niedersächsischen Landtag und
im Deutschen Bundesrat standen in den
letzten Jahren zahlreiche Anträge zur
Abstimmung, die auf den Abbau von
Steuersubventionen abzielten. Die Nieder-
sächsische Landesregierung hat bisher
alle Gesetzesbestimmungen, die die Ab-
schaffung der Eigenheimzulage und die
Senkung der Pendlerpauschale zum Inhalt
hatten, abgelehnt. Ebenso hat die Koaliti-
on aus CDU und FDP entsprechende Ent-
schließungsanträge von SPD und Grünen
im Landtag abgelehnt. Die CDU-geführte
Landesregierung hat aber auch diesem
Punkt die Aussage verweigert. Offenbar
können und wollen Wulff und Möllring
noch nicht eingestehen, dass ihre jahre-
lange, parteipolitisch motivierte Blockade-
politik falsch war und die Haushaltskon-
solidierung in Deutschland behindert hat.

Dieter Möhrmann merkt dazu an: »Sie

haben keine eigenen Finanzierungskon-
zepte vorgelegt. Genau dies fordern wir
in diesen Punkten. Dann ist ein Wunder
geschehen. Bisher haben Sie unsere An-
träge immer abgelehnt, haben Subventi-
onsabbau immer als Steuererhöhungen
dargestellt und diffamiert. Plötzlich, kurz
vor der Bundestagswahl, ist es Ihnen mög-
lich, diese Subventionen abzubauen. Ich
bin gespannt darauf, was ich auf der Ein-
nahmeseite des Landes Niedersachsen
wiederfinde, wenn tatsächlich Subventio-
nen abgebaut werden. Und ich bin ge-
spannt, wie die Zitate, die Sie seinerzeit
gebraucht haben, in Übereinstimmung mit
den Aussagen zu bringen sind, die Sie
dann zur Begründung des Subventions-
abbaus treffen.«

Neben den zu erwartenden Mehreinnah-
men durch den überfälligen Subventions-
abbau hätte das Land im Falle der Umset-
zung des Merz‘schen Steuerkonzepts
jährliche Mindereinnahmen von 450 Mio.
Euro gegenzufinanzieren. Wulff hat das
Steuermodell von Friedrich Merz aus-
drücklich gelobt und sich zu Eigen ge-
macht. Eine Erklärung, wie die Minder-
einnahmen ausgeglichen werden sollen,
blieb er schuldig.

Ebenso wenig ist von der Landesregierung
erläutert worden, wie hoch die auf Nie-
dersachsen entfallenden Kosten für das so
genannte »Kopfpauschalen-Modell« im
Gesundheitswesen sind. Gesundheits-
Ökonomen schätzen die Kosten auf

insgesamt 40 Milliarden Euro; über die
Finanzierung machte die Landesregierung
ebenfalls keine Angaben.

Auch zu der Frage, wie diese massiven
Steuermindereinnahen kompensiert wer-
den sollen, konnte der Finanzminister
nicht antworten.

Dieter Möhrmann forderte Offenheit ein:
»Wie gehen wir denn mit Wahrheit um?
– Unser Antrag, den wir heute einge-
bracht haben, soll Sie in die Verpflichtung
bringen, vor der Wahl mit offenem Visier
– darüber haben wir gestern schon einmal
gesprochen – vor die Wählerinnen und
Wähler zu treten und zu sagen, was Sie
wollen.« Die Regierung Wulff hat es je-
doch vorgezogen, die Wählerinnen und
Wähler im Unklaren zu lassen – wohl aus
gutem Grund.

Angriff auf die Arbeitnehmerrechte geplant: Union und FDP wollen Kürzungen
bei Schichtarbeitern und Abbau der Mitbestimmung

In der CDU/CSU und der FDP wird offenbar geplant, die Steuerfreiheit von Sonntags-, Feiertags- und Nachtarbeitszu-
schlägen  zu streichen. Die Financial Times Deutschland zitiert in ihrer Ausgabe vom 01.06.2005 den FDP-Finanzpolitiker
Hermann Otto Solms: »Zur Gegenfinanzierung [der Steuerreform] wollen die Liberalen unter anderem »alle Steuerver-
günstigungen streichen, also auch die Steuerfreiheit auf Nacht- und Sonntagszuschläge, die Absetzbarkeit des Arbeits-
zimmers und die Pendlerpauschale«.

»Spiegel Online« berichtet am
05.06.2005 über die Position von CDU-
Generalsekretär Volker Kauder zu den
Äußerungen von Edmund Stoiber:
»Kauder stellte sich hinter den Vorschlag

von CSU-Chef Edmund Stoiber, die Steu-
ern zu senken, im Gegenzug aber die
Steuerfreiheit von Feiertags- und Nacht-
zuschlägen langfristig abzuschaffen.«
Gleichzeitig plant die Union einen Sturm-

angriff auf die Arbeitnehmerrechte: Der
Flächentarifvertrag, bisher Garant für so-
ziale Sicherheit und sozialen Frieden in
Deutschland, soll faktisch abgeschafft wer-
den. Die Verhandlungen über Entgelt und
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Arbeitszeiten sollen auf die betriebliche
Ebene verlagert werden können. Die Ein-
führung von so genannten »betrieblichen
Bündnissen« widerspricht den Prinzipien
der Tarifautonomie, nämlich einen Wett-
streit zwischen Unternehmen einer Bran-
che auf dem Gebiet der Arbeitsbedingun-
gen zu verhindern und die Verhandlun-
gen über Löhne und Arbeitszeiten außer-
halb des Betriebes anzusiedeln. Mit den
betrieblichen Bündnissen werden diese
Streitigkeiten hinter die Werkstore geholt.
Die Arbeitnehmervertretung wird einem
Lohnverzicht im Zweifel immer zustimmen,
wenn die Unternehmensleitung andern-
falls mit Entlassungen droht. Es handelt
sich damit nicht um Verhandlungen auf
gleicher Augenhöhe.

Die entsprechenden Beschlüsse der CDU/
CSU-Präsidien und der Leitantrag zum
CDU-Landesparteitag Niedersachsen sind
von der fehlerhaften Grundannahme ge-
tragen, Wachstum und Beschäftigung
würden durch Beschränkungen beim Kün-
digungsschutz, der Mitbestimmung und
der Ausweitung der Niedriglohnbeschäf-
tigung quasi automatisch ansteigen. Die
Erfahrungen der Vergangenheit belegen,

dass dieser Zusammenhang nicht gege-
ben ist.

Die geplante Einschränkung des Betriebs-
verfassungsgesetzes ist insbesondere im
Zusammenhang mit der gleichzeitig vor-
gesehenen Einführung von »betrieblichen
Bündnissen« zu sehen. Auf der einen Sei-
te soll die Arbeitnehmervertretung ge-
schwächt werden und auf der anderen
Seite soll sie die Möglichkeit bekommen
zum Nachteil der Beschäftigten von tarif-
vertraglichen Rechten abzuweichen.
Dadurch wird die ohnehin schwache Ver-
handlungsposition der Arbeitnehmer wei-
ter untergraben.
Die SPD im Niedersächsischen Landtag
hat sich mit einem Entschließungsantrag
nun vehement gegen die Pläne zum Sozi-
alabbau gewandt. Thomas Oppermann
brachte diesen Antrag ein: »Die Beschlüs-
se, die die CDU in den zurückliegenden
Monaten gefasst hat, deuten darauf hin,
dass sie diese Bestandteile einer sozialen
Marktwirtschaft entkernen will, dass sie
eine reine Marktwirtschaft will, dass sie
sich von der sozialen Marktwirtschaft ver-
abschieden will. Diesen Weg darf dieser
Landtag nicht mitgehen.«

Die Steuerfreiheit der Nacht-, Sonntags-
und Wochenendzuschläge ist aufgrund
der besonderen Belastung für Gesundheit,
aber auch für das Familienleben, gerecht-
fertigt und stellt eine Honorierung dieses
besonderen beruflichen Engagements
durch den Staat dar. Es ist nicht zu erwar-
ten, dass die Nettolohneinbußen, die im
Falle der vollen Besteuerung dieser Zu-
schläge einträten, durch entsprechend
höhere Bruttolöhne ausgeglichen wür-
den.

Thomas Oppermann bilanziert deshalb:
»Wen trifft der CDU-Plan? – Busfahrer-
innen und Busfahrer, Heimerzieher, Brief-
sortierer, Zeitungsdrucker, Krankenpfle-
ger, Krankenschwestern, alle Arbeitneh-
mer, die in voll kontinuierlichen Betrieben
arbeiten, also Schichtarbeiter. In der Re-
gel sind es Arbeitnehmer mit kleinen und
mittleren Einkommen.

Es ist unsozial und der Bevölkerung nicht
zu vermitteln, dass die steuerlichen Vor-
teile der Nachtarbeit von Krankenschwes-
tern gestrichen werden sollen, die Steuer-
freiheit von Grundstückspekulation aber
erhalten bleibt.«

Niedersachsen fällt zurück!
Nach einem Länderranking der Bertelsmann-Stiftung wird Niedersachsen be-
scheinigt, es habe seine Abwärtsbewegung umkehren können. Dies ist in mehr-
facher Hinsicht irreführend. So ist die in der Studie aufgeführte Verbesserung
des Pro-Kopf-Einkommens für den Zeitraum von 2001 bis 2003 gemessen wor-
den, lag also ganz überwiegend in der SPD-Regierungszeit. Außerdem wird der
Tourismussektor gelobt, der aber aktuell gravierende Rückgänge bei Übernach-
tungen zu verzeichnen hat.

Als »erfreulich« wird bezeichnet, »dass
Niedersachsen sowohl seine Ausgaben
für Forschung und Entwicklung als auch
für die Hochschulen deutlich ausgeweitet
hat. Kürzungen, wie am Ende des Beob-
achtungszeitraumes festzustellen, sollten
[…] nur sehr behutsam und nicht nach der
Rasenmähermethode erfolgen.«

Das Ende des »Beobachtungszeitraums«,
wie jeder unschwer erkennt, ist der Beginn
der CDU-Regierungszeit. Das am Anfang
ausgesprochene Lob gilt also uns Sozial-
demokratinnen und Sozialdemokraten!

Die Studie hinterlässt im Übrigen einen
sehr oberflächlichen Eindruck. Bewertet
werden »Politikbemühungen«, »Bürokra-
tieabbau« und andere weiche Kriterien.
Ein Blick auf die wichtigen Leistungskenn-
ziffern für das Jahr 2004 zeigt, dass Nie-
dersachsen im ersten vollen CDU/FDP-
Regierungsjahr nicht aufholt, sondern sich

unterdurchschnittlich entwickelt hat. Hier
die Fakten:

• Niedersachsen verliert 40.000 sozial-
versicherungspflichtige Beschäftigte.
Das entspricht einem Minus von 1,7%.
Der Verlust im Bundesdurchschnitt be-
trägt 1,2%, bei den westdeutschen Län-
dern sind es gar nur 0,9%.

• Bei der Zahl der Erwerbstätigen (das
sind, neben den sozialversicherungs-
pflichtigen Beschäftigten noch die
Selbstständigen, die Beamten, die Sol-
daten und alle geringfügig Beschäftig-
ten) hat Niedersachsen zwar ein Plus
von 0,1%, aber auch dieser geringe
Zuwachs blieb hinter der Bundesent-
wicklung (plus 0,3%) zurück.

• Am schlechtesten steht Niedersachsen
bei den Investitionen: Mit 7,3% weist
der Landeshaushalt 2006 die niedrigs-

te Investitionsquote aller 16 Bundeslän-
der aus. Nach der mittelfristigen Pla-
nung sollen die Investitionen 2007 auf
7,2%, 2008 sogar auf kümmerliche
7,0% der Gesamtausgaben weiter
schrumpfen.

Dass ausgerechnet eine Regierung, die

Thomas Opprermann,
Wirtschaftsexperte
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sich gern als »bürgerlich« bezeichnet und
damit den Eindruck von Solidität erwe-
cken will, die Investitionen zu Gunsten des
Konsums derartig vernachlässigt, ist be-
merkenswert. Schließlich ist die niedrige
Investitionsquote nicht eine automatische
Folge leerer Kassen, sondern Ergebnis
politischer Prioritätensetzung.

Die negativen Folgen bleiben nicht aus.
Niedersachsen wächst inzwischen lang-
samer als der Bundesdurchschnitt. 2004
waren es 1,5% (bundesweit 1,7%). Es ist
zu befürchten, dass die Wachstumslücke
2006 noch größer wird. Investitions- und
wachstumsstarke Länder wie Bayern (In-
vestitionsquote: 12,4%), Baden-Württem-
berg und Hessen werden ihren Abstand
zu Niedersachsen weiter vergrößern, das
Wohlstandsgefälle wird wachsen.

An dieser Stelle zeigt sich, dass die Re-
gierung Wulff/Hirche kein Konzept für die
Vermehrung oder auch nur Sicherung des

Wohlstandes in Niedersachsen hat. Wirt-
schaftskraft und neue Arbeitsplätze ent-
stehen durch Innovationen und Investitio-
nen. Dies gilt vor allem für den in Nieder-
sachsen noch unterdurchschnittlich entwi-
ckelten Dienstleistungssektor, aber auch
industrielle Produktion wird es auf lange
Sicht in Deutschland nur dort noch geben,
wo wir die Technologieführerschaft besit-
zen. Wenn Niedersachsen also seine ge-
ringere Wirtschaftskraft im Wettbewerb
der deutschen Länder und europäischen
Regionen verbessern wollte, müsste es
kompromisslos auf Innovationen durch
Forschung und Entwicklung (F&E) setzen.

Während der Bundeskanzler die Initiati-
ve »Partner für Innovationen« persönlich
betreut, gibt es in Niedersachsen nicht
einmal einen Minister, der Innovationsför-
derung zu seinem Thema macht. Hier of-
fenbart sich ein gefährliches Strategiede-
fizit der Landesregierung. Dabei könnte
die Zielsetzung der Bundesregierung, im

Rahmen der Lissabon-Strategie die priva-
ten und öffentlichen Mittel für Forschung
und Entwicklung von 2,31 % des Bruttoin-
landsproduktes (BIP) in 1998 über 2,55 %
in 2003 auf 3,00 % in 2010 anzuheben,
zum Nutzen des Landes sehr positiv ge-
staltet werden. 3% F&E-Ausgaben heißt
umgerechnet 200.000 zusätzliche Stellen
für Wissenschaftlerinnen und Wissen-
schaftler sowie Entwicklerinnen und Ent-
wickler.

Eine strategisch denkende und klug han-
delnde Landesregierung müsste dem Bund
bei der Realisierung des 3%-Zieles behilf-
lich sein, zum Beispiel durch grünes Licht
im Bundesrat bei der Streichung von Sub-
ventionen wie der Eigenheimförderung
und im Gegenzug einen überdurchschnitt-
lichen Anteil an den 200.000 F&E-Jobs
für Niedersachsen aushandeln. Das wäre
ein kreativer Politikansatz. Wer indessen
vorrangig im Kopf hat, andere zu blockie-
ren, blockiert sich vor allem selbst.

Heiner Aller, Finanzexperte

Trotz fortgesetzten Verfassungsbruchs:
Wulff-Regierung taucht in der Debatte Steuern und Staatsfinanzen ab

»Die Forderung von Finanzminister Hartmut  Möllring nach einem Gesamtkon-
zept einer Steuerreform ist ein durchsichtiges Spiel auf Zeit«. Das wirft der frü-
here Niedersächsische Finanzminister Heinrich Aller seinem Nachfolger vor. »Wer
ein Konzept fordert«, so der SPD-Politiker, »muss auch wissen welche Eckpunkte
er selbst durchsetzen will.«

Offensichtlich sollen jedoch andere für die
CDU/FDP-Regierung die Kartoffeln aus
dem Feuer holen. Anders sei nicht zu er-
klären, warum Möllring sich weder in der
Frage der Streichung von Steuersubventi-
onen, Stärkung der kommunalen Haushal-
te oder der von anderen CDU-Länderre-
gierungen geforderten Mehrwertsteuerer-
höhung konkret äußere.

Dabei habe die Wulff-Regierung vor der
Aufstellung eines vierten verfassungswid-
rigen Haushalts allen Grund, sich im Lan-
desinteresse in die laufende Debatte mit
konkreten Vorschlägen einzuschalten.
Immerhin hätten der Wulff-Berater Profes-
sor Dr. Homburg und der Bund der Steu-
erzahler der Landesregierung den
»Staatsbankrott« signalisiert, wenn sie so
weitermache wie bisher. Sofortmaßnah-
men seien angesagt. »Möllring muss jetzt
aus der Deckung kommen«, fordert Aller.
Sonst sei er nichts als ein »subventions-
und steuerpolitischer Trittbrettfahrer«, der
andere die unangenehmen Entscheidun-
gen treffen lasse, um anschließend die
Millionen für Niedersachsens Landeskas-
se zu kassieren.

Längst sei klar, dass eine nachhaltige Kon-
solidierung des Landeshaushalts nur auf
der Ausgabenseite Illusion sei. Die lange
Liste der gebrochenen Wahlversprechen,
der Kurswechsel beim Länderfinanzaus-
gleich, Schattenhaushalte, Streichung von
Blindengeld und Lernmittelfreiheit sind nur
einige »schwarze Flecken auf der sonst so
gern gezeigten weißen Weste« der Wulff-
Regierung.

Vor allem der dreiste Griff von Wulff und
Möllring in die Kassen der Kommunen  –
allein 150 Millionen Euro im Kommuna-
len Finanzausgleich  –  in Verbindung mit
der historisch niedrigsten  Investitionsquo-
te im Landeshaushalt seien Gift für Wirt-
schaft und Arbeitsmarkt. (siehe auch Arti-
kel »Niedersachsen fällt zurück!«)

Jeder wisse, dass kurzfristige Maßnah-
men notwendig seien, um Konjunktur und
Arbeitsmarkt anzukurbeln, soziale Brüche
zu vermeiden, Zukunftsinvestitionen in Bil-
dung und Innovation zu finanzieren und
die öffentlichen Haushalte vor Überschul-
dung zu bewahren. »Intelligente Konsoli-
dierungspolitik ist etwas anderes als zu-

warten und kaputtsparen«, erklärte Aller
am  Dienstag In Hannover.

Die Wulff-Regierung habe sich in den ver-
gangenen Monaten zum Schaden des
Landeshaushalts als Bremserin in Sachen
Subventionsabbau  profiliert. Im Geleitzug
der CDU hat Niedersachsen im Bundes-
rat bei jedem wichtigen Reformvorhaben
»Sand ins Getriebe gestreut«. Dieselbe
Methode, mit der die CDU 2003 vor und
nach der Landtagswahl in Niedersachsen
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die Wählerinnen und Wähler in Haus-
halts- und Steuerfragen vorgeführt habe,
dürfe man Wulff und Möllring nicht noch
einmal durchgehen lassen.
Seinerzeit hatte die CDU mit einer ebenso
plumpen wie erfolgreichen Doppelstrate-

gie die Haushaltspolitik in Niedersachsen
und Berlin bis hin zur Ausrufung der
»Haushaltsnotlage« kritisiert, jeden Kon-
solidierungsvorschlag bekämpft und
gleichzeitig im Landtag ausgabewirksa-
me Anträge in Milliardenhöhe ohne jede

Deckung gestellt. Aller warf der Koalition
in Niedersachsen vor, dass es  der Gipfel
der Unverschämtheit sei, dass dieselbe
CDU und FDP verfassungswidrige Haus-
halte zur Normalität erklärten und vor der
Wahl erneut weg tauchten.

Investitionen statt Subventionen
Rund 350 Zuhörerinnen und Zuhörer hat-
ten sich am 1. Juli im Maritim-Hotel Han-
nover eingefunden, um auf Einladung der
SPD-Landtagsfraktion mit Bundesfinanz-
minister Hans Eichel über Subventionsab-
bau und Zukunftsinvestitionen zu diskutie-
ren. Neben Eichels Sicht aus der Bundes-
perspektive ergänzten Sigmar Gabriel die
Sicht des Landes und Stephan Weil die
der Kommunen.
Viele der Teilnehmenden kamen aus Ge-
werkschaften, Arbeitgeberverbänden,
Kirchen, Standesorganisationen oder wa-
ren selbstständig. Durch die kurz zuvor
angekündigte Vorziehung der Bundes-
tagswahl fand die Veranstaltung auch in
den Medien breites Interesse.
Veranstaltungsfotos und die Reden von
Eichel, Gabriel und Weil sind im Internet
abrufbar unter www.spd-landtag-nds.de/
web/content.jsp?nodeId=7180&lang=
de.Hans Eichel, Sigmar Gabriel und Stephan Weil (v.l.n.r.)

Materialliste der SPD-Landtagsfraktion

I. Aktuelle Flugblätter

1. Volksbegehren für den Erhalt des Blindengeldes
Flugblatt zur sozialen Kälte der niedersächsischen Landesregierung, DIN-A4

2. Weniger Unterricht – größere Klassen
Flugblatt zur Unterrichtsversorgung in Niedersachsen, DIN-A4

3. Beton statt Bildung: Wulff verschenkt 680 Millionen Euro
Flugblatt zur Blockade des Subventionsabbaus zugunsten von Bildungsinvestitionen
durch die niedersächsische Landesregierung, DIN-A4

Alle Flugblätter befinden sich als Download-Version im Intranet der SPD-Landetags-
fraktion (Näheres siehe Artikel »Niedersachsen-Netzwerk«)

II. Aktuelle Plakate

1. Volksbegehren für den Erhalt des Blindengeldes
Plakat zur sozialen Kälte der niedersächsischen Landesregierung, DIN-A1
Kostenfreie Abgabe bei Bestellungen von maximal 10 Stück. Bestellungen bitte rich-
ten an Thilo Scholz (Thilo.Scholz@LT.Niedersachsen.de), Tel. 0511/3030–4038.

2. Wolfgang Jüttner
Ankündigungsplakat für den Fraktions- und SPD-Landesvorsitzenden, DIN-A1.
0,90 Euro/Stück zuzüglich Verpackung und Versand. Bestellungen bitte richten an
den SPD-Landesverband Niedersachsen, Margrit Gärtner (Margrit.Gaertner@
SPD.de), Tel. 0511/1674–212.
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Änderung des Kita-Gesetzes belastet einkommensschwache Eltern
Eigentlich schien alles ganz einfach: Der Innenausschuss des Landtages sollte einem Feiertagsgesetz zustimmen. Der
Kultusausschuss sollte dieses Gesetz mit beraten, weil er in einigen Fragen betroffen ist. Jedoch hielt die schulpolitische
Sprecherin der CDU, Frau Körtner, den Augenblick für passend, einfach eine Änderung des Kindertagesstättengesetzes an
das Feiertagsgesetz anzuhängen. So sollte eine Änderung der Einkommensgrenzen für Kita-Beiträge durchgesetzt wer-
den, die nicht einmal auf der Tagesordnung der Ausschüsse stand.

Diese Veränderung der Einkommensgren-
zen hat weit reichende Folgen für Tausen-
de von Eltern: die Einkommensgrenzen,
bis zu denen Eltern keine Kita-Gebühren
zahlen müssen, soll von 690 auf 573 Euro
gesenkt werden.
CDU und FDP zeigen mit diesem unerhör-
ten Tricksen im parlamentarischen Verfah-
ren nicht nur ihre Arroganz gegenüber
Eltern mit geringem Einkommen. Vielmehr
führt dieses Hau-Ruck-Verfahren und die
Nicht-Beratung in den Ausschüssen auch
zu gravierenden Fehlern. So behaupten
CDU und FDP z.B., dass bei der vorgese-
henen Senkung  nur der alte Gesetzeszu-
stand vor dem 31.12.2004 wiederherge-
stellt würde. Allerdings gab es vor dem
31.12.04 für Familien noch die Möglich-
keit, Zuschüsse für besondere Ausgaben
wie Klassenfahrten, Winterbekleidung
und andere Sonderausgaben zu beantra-
gen. Bei den neuen Einkommensgrenzen
sind diese Kosten pauschal berücksichtigt;
Sonderleistungen entfallen somit.

Hintergrund für die Veränderung der Ein-
kommensgrenzen bei den Kita-Beiträgen
waren Klagen der Kommunen. Diese fühl-
ten sich durch diese Veränderung zum
01.01. dieses Jahres um 10 Millionen
Euro höher belastet.

Richtig ist jedoch:
• die niedersächsischen Kommunen wer-

den im Rahmen von Hartz IV um 150
Millionen netto entlastet. Die CDU/
CSU-Bundestagsfraktion hat dem Ge-
setzespaket, zu dem auch die Abschaf-

Kinderwagen von einem Londoner »Early Excellence Centre«

fung des bisherigen Bundessozialhilfe-
gesetzes (BSHG) gehörte, zugestimmt.

• Wenn es zu einer Mehrbelastung der
Kommunen käme, müsste im Sinne des
Konnexitätsprinzips das Land den
Kommunen die Kosten erstatten –
schließlich hat Niedersachsen den
Kompromiss im Bundesrat mitgetragen.

• Durch die umfassende Neugestaltung
der Einkommensgrenzen werden die
Kommunen per saldo nicht be-, son-

dern entlastet – um 45 ca. Millionen
Euro.

Umgerechnet auf 250.000 Kinder in den
niedersächsischen Kitas und angenomme-
nen Mehrkosten von 10 Millionen Euro
hätte das pro Kind und Monat 3,33 Euro
ausgemacht für alle Eltern – auch Besser-
verdienende. Dieses ist laut CDU unzu-
mutbar, weshalb Einkommensschwache
Eltern künftig  90 bis 100 Euro pro Kind
und Monat zahlen müssen. Dies ist Sozi-
alpolitik à la CDU.

CDU und FDP lassen Opfer künftig allein
Präventionsprogramm Polizei-Sozialarbeit vor dem Aus

Keine Chance auf Gehör hatte der Antrag der SPD, das bundesweit vorbildliche, seit über 25 Jahren anerkannt wirksam
arbeitende Präventionsprogramm Polizei-Sozialarbeit (PPS) bei der Polizeidirektion in Hannover zu erhalten. »Wenn eine
Leistung erbracht wird, die weit über das hinausgeht, was Prävention normalerweise bewirkt, sollte man sich dazu bekennen
und das Projekt auch den Bürgern zuliebe tragen«, so Heidi Merk.

Ein gutes Programm, das seinerzeit von der CDU eingeführt wurde wird nun von der CDU zerschlagen. Diese Zerschlagung
geht zulasten der Bürgerinnen und Bürger, insbesondere aber der Opfer von Straftaten und Familienkonflikten. Doch auch die
Polizei wird den Wegfall von PPS zu spüren bekommen, da sie von den Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern des Präventionspro-
gramms Polizei-Sozialarbeit – etwa bei der Überbringung von Todesnachrichten – erheblich entlastet wurde.
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Die »Eigenverantwortliche Schule« braucht Klarheit und Verlässlichkeit

Mehr Selbstständigkeit an den niedersächsischen Schulen ist dringend geboten.
Im Grunde gibt es breite Zustimmung zu einem Konzept der »Eigenverantwort-
lichen Schule«. Der vorgelegte Abschlussbericht von Kultusminister Bernd Buse-
mann ist somit nicht das Ende der Debatte, sondern der Beginn. Alle wichtigen
Fragen sind noch offen:

• Wie gestalte ich die öffentliche Verant-
wortung für das Bildungswesen aus?

• Wie  sichere ich gleiche, vergleichba-
re Chancen auf qualitativen Unterricht?

• Wie sichere ich die Beteiligungsrechte
aller an Schule Beteiligter?

• In welchem Umfang stärke ich die
Schulleitungen?

• Wie qualifiziere ich alle Beteiligten für
diese neue Schule?

• Wie gestalte ich das dringend benö-
tigte Beratungssystem?

• Lasse ich den Schulen möglichst viel
Spielraum, ihre Schulentwicklung selbst
zu verantworten?

• Welche Vorgaben macht die Politik hin-
sichtlich der Qualitätssicherung?

Bis jetzt hat sich Bernd Busemann in die-
ser Debatte mit der Rolle der teilnehmen-
den Beobachtung begnügt. Es ist jedoch
in der Verantwortung des Kultusministers,
diese offenen Fragen zu beantworten.
Denn die Schulen brauchen Klarheit und

Verbindlichkeit. Sie müssen wissen, auf
welchen Weg sie sich begeben.

Erst wenn diese Antworten überzeugen,
kann aus der grundsätzlichen Zustim-
mung ein gelungenes Projekt werden. Wir
brauchen keine eigenverantwortliche
Mangelverwaltung, sondern eine Schule,
die alles tut, um guten Unterricht zu ge-
währleisten.

Wer Qualitätsentwicklung betreiben will,
muss den gewünschten Weg dahin mar-
kieren. Dazu hatte die SPD-Landtagsfrak-
tion den Entschließungsantrag »Qualität
an niedersächsischen Schulen weiterent-
wickeln und sichern!« (Drs.15/1131) ein-
gebracht. Dieser beinhaltet die Forderung
nach einem ausgestalteten Unterstüt-
zungssystem, die im Antrag umrissen ist:
Mithilfe bei der Schulentwicklung, Bera-
tung der Schulleitungen, pädagogisches
Projektmanagement, Entwicklung von För-
derprogrammen, innerschulische Perso-
nalentwicklungskonzepte und Fortbil-
dungsprogramme, Zusammenarbeit mit
Hochschulen und Studienseminaren.

Letztlich muss es ein Unterstützungssystem
sein, das nicht identisch ist mit Schul-
aufsicht oder Schulinspektion. Insofern
müssen auch die Begrifflichkeiten und
die Grenzen der einzelnen Institutionen
sehr klar benannt werden. Dazu ist es
richtig und wichtig, die Schulinspektion
als unabhängige Qualitätsagentur im
Niedersächsischen Schulgesetz zu veran-
kern.

Ingrid Eckel, schulpolitische Sprecherin

Heidi Merk, Vorsitzende des Ausschus-
ses für Bundes- und Europaangelegen-
heiten

Härtefall-Kompromiss in »trockenen Tüchern«
Als großen Erfolg wertet die SPD-Landtagsfraktion den interfraktionellen Härte-
fallkompromiss, der am 22. Juni in erster und abschließender Beratung einstim-
mig vom Niedersächsischen Landtag verabschiedet worden ist. Heidi Merk be-
mängelte das ursprüngliche Regierungsverhalten: »Bedauerlicherweise hat erst
der Fall Kameli den Stein ins Rollen gebracht: Er hat einigen die Augen geöffnet
und er hat die Sensibilität aller im Parlament geschärft.«

Der Petitionsausschuss hat durch diesen
Härtefall- Kompromiss ein wirkungsvolles
Instrument an die Hand bekommen, um
über aufenthaltsbeendende Regelungen in
den Fällen hinwegzugehen, in denen fest-
gestellt wird, dass in einem Einzelfall mehr
einzelfallbezogene Gerechtigkeit zur An-
wendung kommen muss. Der Petitionsaus-
schuss kann jetzt zur Prüfung dieser Fra-
ge zusätzlich eine kompetente Berater-
gruppe anrufen, wenn eines der Aus-
schussmitglieder der Auffassung ist, dass
die Petition den Grad eines Härtefalls er-
reicht haben könnte. In diesen Fällen wer-
den künftig die Vertreter der Konföderati-

on Evangelischer Kirchen, des Katholi-
schen Büros Niedersachsen, der LAG
Freie Wohlfahrtspflege, der Kommunalen
Spitzenverbände und der Migranten-
selbstorganisationen, die Mitglieder der
Ausländerkommission sind, um ihre Stel-
lungnahme gebeten. Die Härtefallprüfung
erfolgt bereits auf Antrag eines Mitglieds
des Petitionsausschusses. Härtefallent-
scheidungen sind künftig im Einzelfall
auch dann möglich, wenn Sozialhilfe be-
zogen wurde. Damit sind die zentralen
Forderungen der SPD-Fraktion Bestandteil
des interfraktionellen Kompromisses ge-
worden.
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Transplantationsgesetz

Uwe Schwarz,
sozialpolitischer Sprecher

Vor mehr als einem Jahr brachte die Koalition einen Entschließungsantrag in
den Landtag ein, in welchem sie die Vorlage eines Niedersächsischen Ausfüh-
rungsgesetzes zum bundesweiten Transplantationsrecht forderte. Auch sollten
Tranplantationsfürsprechern in Krankenhäusern und ein Verfahren zur Umset-
zung der Meldepflicht durch die Krankenhäuser eingeführt werden.

Sozialministerin von der Leyen erklärte
damals in der Debatte, sie begrüße den
Antrag, der längst überfällig sei. So for-
derte der Landtag dann auch bereits am
24. Juni 2004 die Landesregierung ein-
stimmig zur Vorlage eines Gesetzes bis
Ende 2004 auf. Diese gesetzte Frist ließ
die Sozialministerin verstreichen und
teilte stattdessen am 09. Mai 2005 mit,
dass aus verfassungsrechtlichen Gründen
das in der Landtagsentschließung gefor-
derte Gesetz nicht vorgelegt werden könn-
te.

Die Landesregierung erklärte bislang an
keiner Stelle, weshalb in sechs anderen
Bundesländern Ausführungsgesetze be-
schlossen werden konnten, obwohl dort
das gleiche Grundgesetz gilt. Vielleicht
hätte sich Frau von der Leyen einmal mit
ihrer bayrischen Kollegin in Verbindung
setzen können um zu klären, warum in
Niedersachsen angeblich nicht umgesetzt
werden kann, was in Bayern längst Ge-
setz ist.

Nach dem Bundesrecht ist es Aufgabe der
Länder, eine bedarfsgerechte, leistungsfä-
hige Versorgung zu gewährleisten und die
erforderliche Qualität der Organübertra-
gung zu sichern. Ebenso können die struk-
turellen Voraussetzungen für die Bestel-
lung von Transplantationsbeauftragten
festgelegt werden. Diese Möglichkeit hat
der Bundesgesetzgeber ausdrücklich den
Ländern offengehalten.

Mehr als 12.000 Patienten warten aktuell
in Deutschland auf eine lebensrettende
Organspende – viele vergebens.

Die SPD-Landtagsfraktion fordert daher
die Landesregierung nachdrücklich auf:

• Dem Landtag zu erklären, warum
immerhin in sechs anderen deutschen
Bundesländern Ausführungsgesetze
möglich sind und in Niedersachsen
dieser Weg verfassungswidrig sei,

• den Parlamentsbeschluss vom 24. Juni
2004 endlich umzusetzen und ein ver-
fassungsrechtlich unbedenkliches Tran-
plantationsausführungsgesetz vorzule-
gen und sich nicht hinter fadenscheini-
gen Argumenten zu verstecken.

Zukunft der Museen in Niedersachsen

Das Podium auf der Ver-
anstaltung war hochka-
rätig besetzt.

Das Hauptreferat hielt
Dr. Michael Eissenhauer,
Präsident des Deutschen
Museumsbundes. Des
weiteren nahmen Dr.
Thomas Schwark, Direk-
tor des Historischen Mu-
seums am Hohen Ufer,
Hannover, Prof. Dr.
Bernd Küster, Leiter des
Landesmuseums für
Kunst und Kulturge-
schichte, Oldenburg und
Hans-Walter Keweloh,
Vorsitzender des Muse-
umsverbandes für Nie-
dersachsen und Bremen
e.V., teil.

Die SPD-Fraktion im Niedersächsischen Landtag  führte am 31. Mai 2005 eine Tagung zur »Zukunft der Museen in
Niedersachsen« durch. Die rund 70 Teilnehmerinnen und Teilnehmer diskutierten im hannoverschen Historischen Museum
über Planungssicherheiten in Zeiten der schwarz-gelben Landesregierung (siehe auch Landtagsdrucksache 15/844).

Blick auf das Podium während der Begrüßung durch die kulturpolitische Sprecherin Christina Bührmann
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SPD-Fraktion organisiert Behördenmarathon

Mit großem Erfolg: Am 8. Juni 2005 ma-
ßen sich bei bestem Wetter 329 Läufer-
innen und Läufer aus 47 Mannschaften
beim Lauf um den Maschsee in Hannover.
Vertreten waren neben fast allen Ministe-
rien und der Staatskanzlei zahlreiche Lan-
desbehörden und drei Landtagsfraktio-
nen. Nach sieben Runden in 2 Stunden
43 Minuten und 59 Sekunden errang das
Team »Die Schnellsten im Norden« des
NDR-Landesfunkhauses Niedersachsen
den ersten Platz. Den zweiten Platz be-
legte Mannschaft 2 der Polizeidirektion
Hannover (02:49:27), den dritten das
Landeskriminalamt Niedersachsen
(02:50:35).

In den vergangenen sechs Jahren war der
Behördenmarathon von einem engagier-
ten Team aus der Bezirksregierung Han-
nover organisiert worden. »Es war eine
richtige Entscheidung, dieses Laufereignis
2005 nicht einfach ausfallen zu lassen,
sondern die Organisation in die eigenen

Wolfgang Jüttner nach seinem Marathon-Einsatz

Erstmals in diesem Jahr wurde der schon traditionelle Behörden-Marathon von der SPD-Landtagsfraktion organisiert. Da
die von der Bezirksregierung Hannover ins Leben gerufene Veranstaltung nach der Auflösung dieser Behörde auszufallen
drohte, hat sich Sportminister a.D. Heiner Bartling spontan entschlossen, kurzfristig die Schirmherrschaft zu übernehmen.

Heiner Bartling (Sprecher für Inneres und Sport) und Dr. Cornelius Schley (Frakti-
onsgeschäftsführer) ehren eine Teilnehmerin (v.r.n.l.)

Hände zu nehmen«, so Heiner Bartling.
»Ich bin von vielen Läuferinnen und Läu-
fern angesprochen worden, ob wir als
SPD-Fraktion den Behördenmarathon
nicht auch im kommenden Jahr durchfüh-
ren wollen. Und das habe ich gerne zu-
gesagt.«

Die SPD-Fraktion war mit dem »Team 08«
am Start, in dem unter anderem die Ab-
geordneten Wolfgang Jüttner, Heiner Bart-
ling, Alice Graschtat, Frank Henry Horn
und Jacques Voigtländer vertreten waren.
»Wir haben unser Ziel erreicht und die
Kollegen von der CDU weit hinter uns ge-
lassen«, sagte ein sichtlich erschöpfter
Jüttner, der seine persönliche Bestzeit vom
vergangenen Jahr nochmals um 32 Se-
kunden auf 39:59 Minuten verbessert hat-
te. »Wenn meine läuferische Entwicklung
so weitergeht, werde ich in 20 Jahren den
Hannover-Marathon gewinnen«, so Jütt-
ner. Heiner Bartling, der als Schlussläufer
eine furiose Aufholjagd startete und schon
nach sensationellen 27:41 Minuten ins
Ziel kam, wertete den 37. Platz der SPD-
Landtagsfraktion als großen Erfolg: »Das
Team 08 hat gezeigt, dass es gerade auf
der Langstrecke zu nicht für möglich ge-
haltenen Leistungen fähig ist.«
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SPD warnt vor Zerschlagung der Stiftungslandschaft
Die SPD-Landtagsabgeordnete Brigitte Somfleth brachte es auf den Punkt: »Die
erfolgreiche Bingo-Umweltlotterie erfreut sich zunehmender Beliebtheit bei den
Menschen in Niedersachsen. Nicht nur, dass man schöne Gewinne in Aussicht
hat, sondern auch die Tatsache, Gutes für Natur und Umweltschutz zu tun, trägt
dazu bei.«

Seit ihrem Start im September 1997 bis
Ende vergangenen Jahres hat die Bingo-
Umweltlotterie eine Fördersumme von
34,1 Millionen Euro für Natur- und Um-
weltschutz- sowie Entwicklungshilfeprojek-
te in Niedersachsen zur Verfügung ge-
stellt. Alleine im Umweltbereich konnten
mit diesem Geld über 2.900 Projekte in
allen Teilen des Landes verwirklicht wer-
den. Die bekanntesten sind:

• die Artenschutzprogramme für bedroh-
te Tierarten,

• die Landschaftsschutzprojekte für Watt
und Hochmoore,

• die Informationskampagnen zum Um-
weltschutz und zum pfleglichen Um-
gang mit unseren Ressourcen,

• die Agenda 21-Projekte und
• die vielen Projekte zur ökologischen

Umgestaltung von Schulhöfen oder
Kindergartenaußenanlagen.

Bislang wählten Vertreter verschiedener
Gruppen die Förderanträge aus. Hierzu

»Mehr Wulff« statt »mehr Niedersachsen«
Landtag billigt Änderung des NDR-Staatsvertrages gegen den Widerstand der SPD

Brigitte Somfleth, Umweltexpertin

gehören traditionell neben dem Umwelt-
ministerium die Lottostiftung, der NDR, der
niedersächsische Heimatbund, verschie-
dene Umwelt- und Entwicklungshifegrup-
pen sowie die Landtagsfraktionen. Dage-
gen scheinen die Planungen des Umwelt-
ministers in eine andere Richtung zu ge-
hen. Er will die Struktur verändern und alle
Stiftungen in eine einzige, die »Nieder-
sächsische Umweltstiftung«, zusammen-
führen.

Dagegen gibt es erhebliche Bedenken.
Erstens hat Minister Sander dann die Kon-
trolle über die Mittelvergabe. Bei dem
fraglichen Einsatz Sanders für Umwelt-
und Naturschutz eine schlechte Aussicht.
Zweitens würden die unabhängigen Gre-
mien mit Vertretern aus gesellschafltichen
Gruppen kalt gestellt.

Entsprechend ist Somfleths Fazit: »Ich bin
überzeugt davon, dass wir die bewähr-
ten Strukturen erhalten und zur Vereinfa-
chung und Übersichtlichkeit der Stifungs-

landschaft im Umwelt- und Entwicklungs-
bereich bei der Lotto-Stiftung zusammen
führen sollten. Das dient dem Ansehen der
Stiftung und der Glaubwürdigkeit der Ar-
beit und letztlich auch unser aller Interes-
sen, weil die eingespielten Finanzmittel
sinnvoll, transparent und effizient einge-
setzt werden könnten.«

Als eine »politische und handwerkliche Zumutung« bezeichnete Wolfgang Jüttner den neuen NDR-Staatsvertrag. Eine
handwerkliche Zumutung deshalb, weil durch den massiven Zeitdruck sich Passagen in den Vertrag einschlichen, die
verschieden ausgelegt werden.

Der politische Inhalt ist nicht weniger bri-
sant. Mit dem Schlachtruf, mehr Nieder-
sachsen, mehr Transparenz und mehr Ef-
fizienz im NDR durchsetzen zu wollen,
hatte Wulff Ende vergangenen Jahres dem
NDR die Kündigung des Staatsvertrages
angedroht. Die öffentliche Aufmerksam-
keit war ihm gewiss.
Die unstrittige Erhöhung der Transparenz
durch eine höhere Kontrolle des Senders
durch die Landesrechnungshöfe war un-
strittig. Auch mehr Niedersachsen wurde
von allen Beteiligten gewünscht – doch
hier scheiterte Wulff:
• die Verankerung des Kulturauftrages

bleibt vage, die von Wulff geforderte
Garantie für die Radiophilharmonie
Hannover taucht im Text nicht auf,

• die Stärkung des Produktionsstandor-
tes Hannover wird rhetorisch zwar auf-
gewertet, aber ohne zusätzliche Gel-
der ist dies unglaubwürdig,

• der flächendeckende Empfang von
DVB-T oder der Satellitenempfang von
»Hallo Niedersachsen« werden auch
künfitig nicht stattfinden.

Die Bilanz der Forderung nach mehr Nie-
dersachsen fällt entsprechend schlecht
aus. Aber vermutlich hatte der wulffsche
Vorstoß ein anderes Ziel. »Nicht um
»mehr Niedersachsen« ging es dem Mi-
nisterpräsidenten, sondern um »mehr
Wulff««, warf Jüttner dem Regierungschef
im Landtagsplenum vor. Entsprechendes
gab Wulff in der FAZ vom 04.05.2005
zu Protokoll: »Dieser NDR ist unser NDR.
Er gehört den Gebührenzahlern Nord-
deutschlands, vertreten durch die Minis-
terpräsidenten und den Bürgermeister von
Hamburg.« Hinter dieser Geisteshaltung
steht eine gefährliche Aufweichung der
Staatsferne, die den freien Journalismus
einschränkt. Entsprechend sind neue In-

terventionsmechanismen für die Landes-
regierung erfunden worden:
1. Durch eine Art »Kommissare« aus den

Staatskanzleien, die künftig mit Hinwei-
sen und Einwänden den NDR-Verwal-
tungsrat als höchstes Gremium »berei-
chern« (Wulff) sollen und

2. durch eine Veränderung in der Zusam-
mensetzung des Rundfunkrates – dem
Gremium, welches den Intendanten
und den Verwaltungsrat wählt. Dieser
Rundfunkrat soll künftig »auf Linie« ge-
bracht werden: Gesellschaftlich unbe-
queme Gruppen wie die Gewerkschaf-
ten, Sozial-, Frauen- oder Umweltver-
bände fliegen raus, so die Planungen
aus der niedersächsischen Staatskanz-
lei. Es bleiben z.B. Kirchen, Bauernver-
bände und die Parteien.

»Letztlich geht es offenbar um einen gefü-
gigen NDR, der hilfreich ist, die SPD von
der Macht fernzuhalten«, mutmaßt Jüttner.
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Die neue Zuckermarktordnung darf nicht auf Kosten
der Arbeitnehmer gehen

»In diesem Punkt sind wir uns alle einig: Es darf keine unzumutbaren Lasten für
die Zuckerbranche in Niedersachsen geben. Weder für die Rübenanbauer, noch
für die Beschäftigten in der Zuckerindustrie«, betonte Dieter Steinecke, Mitglied
im Agrarausschuss für die SPD-Landtagsfraktion.

Eine Marktliberalisierung dürfe nicht um
jeden Preis durchgesetzt werden. Ziel sei
vielmehr, die Wettbewerbsfähigkeit am
Weltmarkt für Zucker herzustellen.
Allerdings setze dies bei den WTO-Ver-
handlungen auch die Diskussion über
ökologische und soziale Standards der
Produktion voraus. Dieses sei jedoch
bisher nicht geschehen.

Die von der EU vorgesehene Preiskürzung
für Zucker sei zu drastisch und hätte dra-
matische Auswirkungen für den Ländli-
chen Raum. »Vermutlich«, so führt Stein-
ecke aus, »würden schlagartig viele Ar-
beitsplätze verloren gehen.« Als eine
wichtige Forderung formulierte Steinecke
deshalb, dass Vorschläge für einen Re-
strukturierungsfond vorgelegt werden
müssten. Diese hätten die Interessen der
Arbeitnehmer bei Fabrikschließungen mit
einzubeziehen. »Es geht nicht nur um die

Interessen der Rübenanbauer, sondern
auch um die soziale Absicherung der Ar-
beitnehmerinnen und Arbeitnehmer im
vor- und nachgelagerten Bereich der Rü-
benproduktion«, so Steinecke. Die Fond-
lösung ermögliche den Mitteleinsatz für
Umstrukturierungsmaßnahmen in den be-
troffenen Regionen. Bisher seien die Vor-
schläge jedoch noch zu unpräzise, die
soziale Absicherung der Arbeitnehmer in
der Zuckerproduktion ist nicht hinreichend
genau genug genannt. Es fehle die Aus-
weisung eines konkreten Mittelansatzes.

»Ziel der neuen Zuckermarktordnung war
es unter anderem, die Situation der Ent-
wicklungsländer zu verbessern und ihnen
mehr Einnahmen zu sichern«, führt Stein-
ecke aus.» Im Ergebnis müssen wir fest-
stellen, dass die Interessen der Entwick-
lungsländer bisher nicht ausreichend ge-
wahrt worden sind und sich die Situation

für die europäische Zuckerindustrie dra-
matisch verschlechtert hat.« Es gäbe bei
einer Umsetzung der Planungen nur Ver-
lierer.

Dieter Steinecke, Agrarexperte

Modellkommunen-Gesetz ist gefährliche Augenwischerei
Mit einem »Modellkommunengesetz« wollen die Regierungsfraktionen von
CDU und FDP offenbar den Misserfolg ihrer bisherigen Verwaltungsreform ver-
tuschen.

Der vorliegende Gesetzentwurf ist im Kern
nicht mehr als eine erneute Beschäfti-
gungstherapie für die Verwaltungsrefor-
mer um den hoch bezahlten Sonderstaats-
sekretär im Innenministerium. Es werden
reformerische Aktivitäten vorgegaukelt;
die zentralen Probleme der Kommunen
werden jedoch nicht angefasst.

Viele der Regelungen, die für zwei Städte
und drei Landkreise befristet aufgehoben
werden sollen, haben so gut wie keinen
Einfluss auf das kommunalpolitische Ta-
gesgeschäft. »Das eigentliche Problem der
Kommunen ist nicht, dass ihnen durch
Landesgesetze Vorgaben über die Außen-
flächen von Kindertagesstätten gemacht
werden. Vielmehr leiden sie darunter, dass
ihnen diese Landesregierung schamlos
und handstreichartig 150 Millionen Euro
aus der Kasse geraubt hat«, erklärte die
Landtagsabgeordnete Jutta Rübke.

Auffallend ist, dass CDU und FDP sich in

der Begründung des Gesetzentwurfs nicht
einmal die Mühe machen, auch nur
ansatzweise darzulegen, welchen Ein-
spareffekt und Effektivitätsgewinn sie sich
von den einzelnen Maßnahmen verspre-
chen. Statt dessen Plattheiten und eine
Aneinanderreihung von Phrasen. Kein
Wort der Begründung, warum CDU und
FDP beispielsweise das Personalvertre-
tungsgesetz in Teilen außer Kraft setzen
und – entgegen vorherigen Aussagen des
CDU-Fraktionsvorsitzenden – die Stan-
dards für Kindertagesstätten absenken
wollen oder in Mitbestimmungstatbestän-
de des Niedersächsischen Personalvertre-
tungsgesetzes eingegriffen wird.

Für die SPD-Fraktion gilt: Das Personal-
vertretungsgesetz leistet in Niedersachsen
einen wichtigen Beitrag zur Modernisie-
rung der öffentlichen Verwaltung, mit der
wir zu unseren Regierungszeiten ange-
fangen haben. In den Beratungen im
Innenausschuss – insbesondere in den

Jutta Rübke, Kommunalpolitikexpertin

Sachverständigenanhörungen – wird sich
zeigen müssen, welche Vorschläge einer
kritischen Überprüfung standhalten kön-
nen.
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CDU-Innenminister zerschlägt den Datenschutz in Niedersachsen
Der CDU-Innenminister beabsichtigt, dem Niedersächsischen Landesbeauftrag-
ten für den Datenschutz die Zuständigkeit für den Datenschutz im nicht öffentli-
chen Bereich zu entziehen.

Mit der weder sachlich belegten noch in-
haltlich nachvollziehbaren Behauptung,
es ließen sich durch eine Zersplitterung
der Zuständigkeiten Synergieeffekte zie-
hen, wird vom Prinzip des kompetenten
Datenschutzes aus einer Hand Abstand
genommen.

Der Datenschutzbeauftragte hatte in den
vergangenen Jahren erhebliche Zweifel
an der Verfassungsmäßigkeit der von
CDU und FDP zu verantwortenden zen-
tralen Änderungen des Polizeigesetzes
geäußert. Die Abgeordnete Sigrid Leusch-
ner vermutet daher, dass es sich bei der
Entziehung der seit 1992 bestehenden
Zuständigkeit für den Datenschutz im nicht
öffentlichen Bereich um eine gezielte Ent-

machtung des Datenschutzbeauftragten
handele.
Dabei handelt der CDU-Innenminister
nicht nur unsouverän, sondern auch
rückwärtsgewandt. In anderen Bundeslän-
dern setzt sich mehr und mehr die Erkennt-
nis durch, dass das bisherige niedersäch-
sische Modell des Datenschutzes aus ei-
ner Hand effizient, wirtschaftlich und bür-
gerfreundlich ist. Vor diesem Hintergrund
steht nach den von CDU und FDP zu ver-
antwortenden umfangreichen Eingriffen in
die Freiheitsrechte der Bürgerinnen und
Bürger im Rahmen des neuen Polizeige-
setzes – dessen Verfassungsmäßigkeit
bereits vom Bundesverfassungsgericht
überprüft wird – nun auch ein Rückschritt
im Bereich des Datenschutzes bevor.

Sigrid Leuschner,
Verbraucherschutzexpertin

SPD leistet Widerstand gegen
Privatisierung des Strafvollzugs in Niedersachsen

»Den Zustand einer Gesellschaft kann man an ihrem Umgang mit Gefangenen
erkennen« – mit diesen Worten erteilte SPD-Justizvollzugsexpertin Elke Müller
den Privatisierungsplänen der CDU-Justizministerin Heister-Neumann eine klare
Absage.

Überlegungen zum privat finanzierten
Bau von Justizvollzugsanstalten hatte
bereits die SPD-geführte Landesregierung
angestellt. Von CDU und FDP wird jetzt
jedoch auch der private Betrieb von Jus-
tizvollzugsanstalten angestrebt.

Diese Forderungen verwundern, denn
nach ganz herrschender Ansicht können
»Kernfunktionen« des Strafvollzugs mit
hoher grundrechtlicher Relevanz wie bei
der Ausübung unmittelbaren Zwangs mit
möglicherweise sogar dem Einsatz von
Waffengewalt, der Anordnung von Diszi-
plinarmaßnahmen, die grundsätzlich
sofort vollziehbar sind, oder von anderen
Anordnungen zur Wahrung von Sicher-

heit und Ordnung nicht auf Private über-
tragen werden. Dies gilt auch für die Ge-
währung oder Verweigerung von Locke-
rungen (Ausgang, Freigang) oder Haftur-
laub, die Verlegung vom geschlossenen in
den offenen Vollzug.

Auch die weiteren, von CDU und FDP
angeführten Bereiche entziehen sich der
Privatisierung, weil sie innerhalb der Ge-
fängnismauern stattfinden. Bislang hatte
sich die CDU-Justizministerin dahinge-
hend eingelassen, dass Kernbereiche der
Justiz als hoheitliche Aufgabe erhalten
bleiben müssten.
Justizvollzug ist als Ganzes eine solche
Kernaufgabe.

Elke Müller,
Sprecherin für den Justizvollzug
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Landesregierung nach wie vor außerstande,
Irritationen in Leitstellendebatte zu beenden

Klaus-Peter Bachmann, Experte für
Innenpolitik

In Niedersachsen findet zurzeit eine hef-
tige Debatte über die Zukunft der Feuer-
wehreinsatz- und Rettungsleitstellen statt.
Der CDU-Innenminister plant, diese Leit-
stellen als »bunte« Leitstellen am Sitz von
Polizeidirektionen oder Polizeiinspektio-
nen – innerhalb der Grenzen des
teilweise fragwürdigen Zuschnitts der
neuen Polizeidirektionen – zu zentralisie-
ren.

»Derzeit verfestigt sich bei den kommu-
nalen Trägern und den Krankenkassen
als Kostenträgern des Rettungsdienstes
der Eindruck, diese Landesregierung
wolle die  Leitstellenkosten für den Poli-
zeibereich auf Kassen und Kommunen
abwälzen«, erklärte Klaus-Peter Bach-
mann. Trotz eindringlicher Aufforderung
der SPD-Landtagsfraktion zeigt sich die
CDU/FDP-Landesregierung weiterhin
außerstande, die Irritationen um die Zu-
kunft der Leitstellen zu beenden.

4. Juli bis 28. August 2005

Parlamentsferien

9. Juli 2005, 10:00 Uhr
LandesvertreterInnen-Versammlung der
SPD Niedersachsen
Aufstellung der Landesliste zur Bundes-
tagswahl 2005
Hannover Congress-Centrum, Nieder-
sachsenhalle, Theodor-Heuss-Platz 1–3,
Hannover
Weitere Informationen und Anmeldungen
bei Margrit Gärtner:
Tel.: 0511/16 74–212,
Fax: 0511/16 74–211,
E-Mail: Margrit.Gaertner@spd.de

Sommerreise des Vorsitzenden
der SPD-Landtagsfraktion,

Wolfgang Jüttner

24. bis 26. August 2005

Bereisung der ostfriesischen Küstenregi-
on

1. bis 18. September 2005

Landesweite Bereisung zur Halbzeitbi-
lanz  der Regierung Wulff

Weitere Informationen werden im Vorfeld
im Internetauftritt der SPD-Landtagsfrak-
tion unter www.spd-landtag-nds.de ein-
gestellt

23. August 2005, 10:00–12:00 Uhr

Sitzung der SPD-Landtagsfraktion
Gastreferent: Jens Bullerjahn, Fraktions-
vorsitzender und Spitzenkandidat der SPD
in Sachsen-Anhalt
Niedersächsischer Landtag, Raum 122

23. August 2005, 14:00–16:00 Uhr

Sitzung des SPD-Fraktionsvorstandes
Niedersächsischer Landtag, Restaurant
Leineschloss

29. August 2005, 10:00–18:00 Uhr

Erste Haushaltsklausurtagung des SPD-
Fraktionsvorstandes mit dem AK Haushalt
Niedersächsischer Landtag, Raum 122

Termine • Termine •Termine • Termine • Termine • Termine • Termine • Termine

31. August 2005

Bundesparteitag der SPD
Verabschiedung des Wahlmanifestes
2005, Nominierung des Spitzenkandida-
ten für die Bundestagswahlen
Berlin

6. September 2005, 10:00–12:00 Uhr

Zweite Haushaltsklausurtagung des SPD-
Fraktionsvorstandes mit dem AK Haushalt
Niedersächsischer Landtag, Raum 122

6. September 2005, 14:00–16:00 Uhr

Sitzung der SPD-Landtagsfraktion
Niedersächsischer Landtag, Raum 122

6. September 2005, 17:00–19:00 Uhr

FES im Landtag
Niedersächsischer Landtag, Restaurant
Leineschloss

13. September 2005, 12:00–14:00 Uhr

Sitzung des SPD-Fraktionsvorstandes
Niedersächsischer Landtag, Restaurant
Leineschloss

13. September 2005, 12:00–14:00 Uhr

Sitzung der SPD-Landtagsfraktion
Niedersächsischer Landtag, Raum 122

14.-16. September 2005

Landtagsplenum

18. September 2005

voraussichtlich Bundestagswahlen

20. September 2005, 12:00–14:00 Uhr

Sitzung des SPD-Fraktionsvorstandes
Niedersächsischer Landtag, Restaurant
Leineschloss
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